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Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/1717 — 


Entscheidungsbasis für erneute gesetziiche Änderungen beim nachehelichen 
Unterhait 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 1 6. Juli 1 984 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen, dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und 
dem Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die EhereGhtsreform des Jahres 1977 hat sich in ihren Grund- 
zügen bewährt. In Einzelbereichen haben sich jedoch Mängel 
gezeigt, die beseitigt werden müssen. Dies gilt insbesondere für 
das Recht des Unterhalts zwischen getrennt lebenden und 
geschiedenen Ehegatten. Hier muß der Entscheidung des Bun- 
desverfassimgsgerichts zu § 1579 Abs. 2 BGB (Urteü vom 14. Juh 
1981, BVerfGE 57, 361) Rechnung getragen werden. Im übrigen 
hat das neue Unterhaltsrecht in besonders gelagerten Fällen zu 
unbühgen Ergebnissen geführt. Die Rechtsprechung hat zwar in 
Teübereichen Abhilfe schaffen können. Sie belegt aber zugleich, 
daß der Gesetzgeber im Interesse der Einzelfallgerechtigkeit tätig 
werden muß. 

Eine Änderung der tragenden Grundsätze des neuen Unterhalts- 
rechts ist nicht beabsichtigt. Für die besonders gelagerten Einzel- 
fälle, in denen eine Korrektur unerläßlich ist, kommt es auf die 
Zahl der Betroffenen nicht an. Unbilhge Ergebnisse müssen auch 
dort verhindert werden, wo sie im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Fälle nicht häufig auftreten. Rechtstatsächhche Untersuchungen 
über die allgemeinen Ausv^rkungen des neuen Unterhaltsrechts 
können hier keine entscheidenden Erkenntnisse bringen. 
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Die Verfahrensstatistik in Familiensachen enthält zu einer Reihe 
der nachfolgenden Fragen keine Angaben. Ihre Ausweitung wäre 
kostspiehg und würde zu einem erhebhchen Mehraufwand 
führen. 


1. a) Sind die von der Bundesregierung über die verfassungsrecht- 
lich gebotene Korrektur hinaus für erforderlich gehaltenen wei- 
teren Änderungen im nachehelichen Unterhaltsrecht durch 
Rechtstatsachenforschung über die Praxis der Familiengerichte 
abgesichert? 

b) Auf welches empirische Material stützt die Bundesregierung 
die Notwendigkeit der von ihr geplanten Änderungen des 
Scheidungsfolgenrechts? 


Die Bundesregierung läßt sich bei ihrer Entscheidung insbeson- 
dere von den Erkenntnissen leiten, die sich aus der Rechtspre- 
chung und der sich daran anknüpfenden fachhchen Diskussion 
ergeben haben. 


2. Ist bei der Zahl der Fälle, in denen ein Ehegatte nach der Schei- 
dung dem anderen Unterhalt zahlen muß, nach Inkrafttreten des 
Ersten Eherechtsreformgesetzes eine signifikante Änderung einge- 
treten? Wie haben sich diese Zahlfälle im Verhältnis zur Zahl der 
Ehescheidungen in den Jahren 1970 bis 1983 entwickelt? 


Die Zahl der Fälle, in denen ein Ehegatte an den anderen, sei es 
auch nur aufgrund einer außergerichtlichen Absprache, Unterhalt 
zahlen muß, ist statistisch nicht erfaßt. Eine Aussage hierüber ist 
deshalb nicht mögüch. 


3. a) Wie hoch war in den Jahren 1978 bis 1983 die Zahl der Ehe- 
scheidungen mit und ohne Regelung der Scheidungsfolgen? 

b) Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen Fällen in den 
Jahren 1978 bis 1983 Regelungen zum Ehegattenunterhalt 

— überhaupt nicht getroffen wurden, 

— außergerichtlich getroffen wurden, 

— durch gerichtlichen Vergleich erfolgten, 

— durch Urteil ausgesprochen wurden, 

und wie verteüen sich diese Fallgruppen prozentual? 

c) Wie hoch war an den drei letzteren FaUgruppen der Anteil der 
Regelungen, in denen der Ehegattenunterhalt ausgeschlossen 
wurde? 

d) Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen Fällen (absolut 
und prozentual) in den Jahren 1978 bis 1983 Unterhaltsregelun- 
gen nicht erfolgten bzw. der Unterhalt (z. B. durch Verzicht) 
ausgeschlossen wurde, obwohl einer der beiden Ehepartner 
einen Unterhaltsanspruch hätte geltend machen können wegen 

— der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes 
(§ 1570 BGB), 

— Alters (§ 1571 BGB), 

— Krankheit oder Gebrechen (§ 1572 BGB), 

— Arbeitslosigkeit (§ 1573 Abs. 1 BGB), 

— des Vorliegens der Voraussetzung des § 1573 Abs. 2 BGB 
(Aufstockungsunterhalt) , 
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— Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung (§ 1575 BGB), 

— sonstiger schwerwiegender Gründe {§ 1576 BGB)? 

e) In wie vielen Scheidungsverfahren wurde Prozeßkostenhilfe 
gewährt {absolut und prozentual) 

— nur dem Mann, 

— nur der Frau, 

— beiden? 


Zu a) und b) 

Die Zahl der Scheidungen betrug 

1978 32462 

1979 79490 

1980 96222 

1981 109520 

1982 118483. 

Die Zahl der Scheidungen im Jahre 1983 hegt noch nicht vor. 
Aufgrund der bisher bekannten Angaben ist mit einer Gesamtzahl 
von etwra 122 000 zu rechnen. 

Regelungen über den Ehegattenunterhalt werden zum Teil im 
Zusammenhang mit dem Scheidungsverfahren getroffen, über- 
wiegend jedoch in isoherten Prozessen. 

a) Im Zusammenhang mit dem Scheidimgsverfahren kam es in 
der ersten Instanz zu folgenden Regelungen: 

— gerichthche Entscheidungen über den Unterhaltsanspruch 
der Ehegatten im Verbund mit dem Scheidungsurteil: 

1978 1 145 

1979 2517 

1980 2725 

1981 2 864 

1982 3110, 

— erledigte Verfahren über den Unterhaltsanspruch des Ehe- 
gatten nach Abtrennung des Unterhaltsverfahrens aus dem 
Verbund: 


1978 

26 

1979 

150 

1980 

298 

1981 

388 

1982 

478, 

gerichthche Vergleiche über den Ehegattemmterhalt 
Zusammenhang mit dem Scheidimgsurteü: 

1978 

13486 

1979 

30 237 

1980 

31735 

1981 

32 311 

1982 

32 336. 
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b) Als isolierte, außerhalb des Verbundes anhängig gemachte 
Verfahren wurden Prozesse über den Ehegattenunterhalt 
(nicht nur nach der Scheidung) in folgender Anzahl erledigt: 

1978 29 846 

1979 35 361 

1980 42 781 

1981 49763 

1982 57 401. 

Die entsprechende Statistik für das Jahr 1983 liegt noch nicht vor. 

Die Zahl der Fälle, in denen Regelungen zum Ehegattenunterhalt 
überhaupt nicht oder außergerichüich getroffen wurden, ist stati- 
stisch nicht erfaßt. 

Zu c) und d) 

Gesicherte Zahlen hierzu hegen der Bundesregierung nicht vor. 

Zu e) 

Die BewiUigungen von Prozeßkostenhilfe (vor 1981: Armenrecht) 
werden für Scheidungssachen nicht gesondert erfaßt, sondern nur 
für aUe Ehesachen zusammen. Scheidungsverfahren machen aber 
den ganz überwiegenden Anteil der Ehesachen aus (1981: 
99,2%). 

Die Zahl der Eheverfahren, in denen dem Antragsteller Prozeß- 
kostenhilfe bewilhgt wurde, betrug: 


1978 

17 621 

(25,9%) 

1979 

39410 

(34,1 %) 

1980 

49170 

(37,0%) 

1981 

56768 

(38,4%). 


Die Zahl der Eheverfahren, in denen dem Antragsgegner Prozeß- 
kostenhüfe bewüügt wurde, betrug: 


1978 

12 370 

(18,2%) 

1979 

27 763 

(24,0%) 

1980 

33259 

(25,0%) 

1981 

37 813 

(25,6%) 


Wie sich diese Fähe nach dem Geschlecht der Ehegatten aufteüen 
und in wie vielen Fällen beiden Ehegatten die Prozeßkostenhilfe 
bewilligt worden ist, kann nach dem gegenwärtigen Stand der 
Auswertungsmöghehkeiten nicht angegeben werden. Statistisch 
belegt ist lediglich, wie sich die Initiative zur Einleitung des 
Eheverfahrens auf die Ehefrau und auf den Ehemann verteilt: 

— Von der Frau wurden betrieben: 

1978 54,8% 

1979 57,5 % 

1980 58,8% 

1981 59,4%, 
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— vom Mann wurden betrieben: 


1978 

37,4 

1979 

33,4 

1980 

31,8 

1981 

31,5 


der Eheverfahren. 


4. a) Wie hoch war in den Jahren 1978 bis 1983 jeweils die Zahl der 

Frauen, die bei der Scheidung 

— teilweise berufstätig . 

— voll berufstätig, 
waren? 

b) Wie viele Frauen/Männer waren in den Jahren 1978 bis 1983 im 
Zeitpunkt der Scheidung voll berufstätig, obwohl sie Kinder bis 
zu 14 Jahren zu erziehen hatten? 

c) Wie viele Frauen/Männer waren in den Jahren 1978 bis 1983 im 
Zeitpunkt der Scheidung voll oder teilweise berufstätig, obwohl 
sie Kinder bis zu acht Jahren zu erziehen hatten? 

5. In wie vielen Unterhaltsfällen mußten in den Jahren 1977 bis 1983 
von den Famüiengerichten Kontroversen über die Einkommens- 
höhe bzw. -ermittlung des Unterhaltsverpflichteten gelöst werden? 

6. a) Liegen der Bundesregierung Zahlen vor über die zeitliche 

Begrenzung von Unterhaitsansprüchen durch gerichthchen 
Vergleich oder gerichtliche Entscheidung? 

b) Liegen der Bundesregierung Zahlen vor über die durchschnitt- 
hche Dauer der Unterhaltszahlungen, aufgegliedert nach den 
jeweiligen Unterhaltstatbeständen? 

7. Wie hoch war die durchschnittliche Unterhaltsbeiastung (beim 
Ehegattenunterhait) in den Jahren 1978 bis 1983 bei Unterhaltsver- 
pflichteten mit einem anrechenbaren monatiichen Nettoein- 
kommen von 

bis 1 750 DM, 

1750 DM bis 2 500 DM, 

2 500 DM bis 3 500 DM, 

3 500 DM bis 5 000 DM, 
über 5 000 DM? 

8. a) In wie vielen Fällen (absolut und prozentual) lag der von den 

Familiengerichten 1977 bis 1983 durch Vergleich oder Urteil 
bestimmte Ehegattenunterhalt infolge mangelnder Leistungs- 
fähigkeit des Unterhaltsverpflichteten unter dem Betrag, der 
dem Berechtigten nach den verschiedenen, von den Gerichten 
zugrunde gelegten Tabellen zugestanden hätte? 

b) In wie vielen dieser Fälle lag der zu zahlende Unterhalt um 
mehr als 50 v. H. unter dem Betrag, der dem Berechtigten bei 
Leistungsfähigkeit des Verpflichteten zugestanden hätte? 

9. Wie hoch war 1978 bis 1983 der Anteil der vollen Unterhalts- 
ansprüche, die den Sozialhilfesatz nicht überschritten? 


Gesicherte Zahlen hierzu hegen der Bundesregierung nicht vor. 


10. a) Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt, die eine finanzielle 
Überforderung des sozial stärkeren, unterhaltsverpflichteten 
Ehegatten in nennenswertem Umfang belegen? 

b) An welchen Kriterien bemißt sich eine solche finanzielle Über- 
forderung? 

c) Wie hoch war der Prozentsatz derartiger Fälle an allen Unter- 
haltsfällen beim Ehegattenunterhait in den Jahren 1978 bis 
1983? 
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Bei der erörterten Neuregelung geht es nicht um eine „finanzielle 
Überforderung" des Verpflichteten. Vielmehr soll im Recht des 
Unterhalts zwischen getrennt lebenden oder geschiedenen Ehe- 
gatten mehr Einzelfallgerechtigkeit ermöghcht werden. Die Bun- 
desregierung sieht sich daher von der Sache her nicht veranlaßt, 
Kriterien für den in der Frage verwendeten Begriff „finanzielle 
Überforderung" aufzustellen. 


11. a) Wie hoch war der Anteil des Ausschlusses des Unterhalts 

wegen grober Unbilligkeit nach 

§ 1579 Abs. 1 Nr. 1 BGB, 

§ 1579 Abs. 1 Nr. 2 BGB, 

§ 1579 Abs. 1 Nr. 3 BGB, 

§ 1579 Abs. 1 Nr. 4 BGB 

in den Jahren 1978 bis 1983 an allen Unterhaltsentscheidungen 
der Familiengerichte (absolut und prozentual)? 

b) In wie vielen Fällen (absolut und prozentual) wurde der Unter- 
halt nach § 1579 Abs. 1 Nr. 4 wegen „schwerwiegendem und 
einseitigem Fehlverhalten" während des Getrenntlebens und 
nach der Scheidung im Sinne der Rechtsprechung des BGH 
ausgeschlossen? 

12. Wie hoch war in den Jahren 1978 bis 1983 die Anzahl der Urteile 
zum Ehegattenunterhalt, in denen aufgrund des geltenden Rechts 
eine Entscheidung im Sinne der „Einzelfallgerechtigkeit" nicht 
möglich waren und wie verteilen sich diese Urteile auf folgende, in 
diesem Zusammenhang mehrfach genannten Sachverhalte: 

— Lebenslanger Unterhalt trotz kurzer Ehedauer bei kinderloser 
Ehe, 

— Unterhalt trotz grober Vernachlässigung der Verpflichtungen 
des Berechtigten gegenüber dem Verpflichteten während der 
Ehe, 

— Unterhalt trotz Verletzung wichtiger Interessen des verpflich- 
teten Ehegatten nach der Scheidung, in wie vielen Fällen hat 
dabei der frühere Partner schwerwiegende Vermögensinter- 
essen des Verpflichteten verletzt, 

— Unterhalt, obwohl der Berechtigte nach der Scheidung mit dem 
„Scheidungsgrund" zusammenlebt, 

— voller Unterhalt, obwohl der Berechtigte mit einem neuen Part- 
ner in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebt, 

— Unterhalt gemäß § 1570 BGB nach Entziehung der gemein- 
schaftlichen Kinder gegen den Willen des anderen Ehegatten, 
— Unterhalt, weü die geschiedene Ehefrau keine, den ehelichen 
Verhältnissen entsprechende, angemessene Erwerbstätigkeit 
findet; in wie vielen dieser Fälle handelt es sich um die von 
Koalitionspohtikem vielfach genannten „Chefarztgattinnen", 
die vor ihrer Heirat als Krankenschwester oder ähnliches gear- 
beitet haben? 


Gesicherte Zahlenangaben hierzu hegen der Bundesregierung 
nicht vor. Wie bereits ausgeführt, ist für die besonders gelagerten 
EinzelfäUe, in denen eine Korrektur unerläßhch ist, die Zahl der 
Betroffenen nicht entscheidend. UnbiUige Ergebnisse müssen 
auch in weniger häufigen Fallgestaltungen verhindert werden. 


13. Verfügt die Bundesregierung über Zahlenmaterial, welches belegt, 
daß Frauen - wie oft behauptet - nach dem Inkrafttreten der 
Eherechtsreform in zunehmendem Maße „mutwillig und grundlos 
aus durchschnittlich verlaufenden, intakten Ehen" ausbrechen, 
und bejahendenfalls, auf welche Untersuchungen stützen sich 
diese Zahlen, wie lauten sie, und welche Beweiskraft mißt die 
Bundesregierung ihnen zu? 
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Die Bundesregierung hat sich die in der Fragestellung enthaltene 
Behauptung, zu der kein Zahlenmaterial vorhegt, nicht zu eigen 
gemacht. 


14. Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt, in welchem Umfang 
sich geschiedene Ehegatten ihrer Unterhaltsverpflichtung 

— durch Aufgabe des Arbeitsplatzes, 

— durch Herbeiführung der Erwerbsunfähigkeit, 

— durch Flucht ins Ausland, 

— auf andere Weise 

vorsätzlich entzogen haben? 


Gesicherte Zahlenangaben hierzu liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


15. a) Wer außerstande ist, seinen Lebensunterhalt durch eigenes 
Vermögen oder Einkommen zu decken und deshalb nach gel- 
tendem Recht Unterhalt beanspruchen kann, ist bei einer Strei- 
chung des Unterhaltsanspruchs auf anderweitige Unterstüt- 
zung angewiesen. 

Mit welchen Folgekosten 

— bei der Arbeitslosenhüfe, 

— bei der Sozialhüfe 

rechnet die Bundesregierung im Zusammenhang mit ihren 
Änderimgsplänen? 

b) Soweit Leistungen der öffentiichen Hand mit Rücksicht auf 
Unterhaltsansprüche gegen Verwandte in gerader Linie (Kin- 
der, Eltern, Großeltern etc.) verweigert werden: Inwieweit hält 
die Bundesregierung diese Umschichtung der Unterhaltspflicht 
auf „schuldlose" Dritte für gerechter als die Inanspruchnahme 
des geschiedenen Ehegatten? 

Zu a) 

Die zu erwartenden Mehrkosten sind gegenwärtig nicht quanti- 
fizierbar. Es ist beabsichtigt, vor Einbringung eines Regierungs- 
entwurfs soweit wie möglich den zu erwartenden Kostenrahmen 
durch Schätzung zu umreißen. 

Zu b) 

Die erörterte Neuregelung sieht Einschränkungen des Unterhalts 
nur dort vor, wo das gegenwärtige Unterhaltsrecht zu unbilhgen 
Ergebnissen führt. Zu einer „ungerechten Umschichtung" der 
Unterhaltspflicht wird es daher nicht kommen. 


16. a) Mit wie vielen erstinstanzlichen Abänderungsklagen rechnet 
die Biindesregierung aufgrund der von ihr geplanten Änderun- 
gen im nachehelichen Unterhaltsrecht, und wie hoch schätzt sie 
die Erfolgsquote dieser Abänderungsklagen ein? 

b) Mit wie vielen zusätzlichen zweitinstanzlichen Verfahren vor 
den Famihensenaten der Oberlandesgerichte rechnet die Bun- 
desregierung aufgrund der geplanten Änderungen? 

c) Sieht die Biindesregierung - angesichts des dmch Generalklau- 
seln ausgeweiteten richterlichen Ermessens - die Gefahr, daß 
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praktisch jeder nach geltendem Recht Unterhaltspflichtige 
seine Chance auf Herabsetzung oder Streichung des Unterhalts 
wahmimmt und deshalb eine Abänderungsklage erhebt? 

17. Wie hoch wird nach Einschätzung der Bundesregierung die zusätz- 
liche finanzielle Belastung der Bundesländer durch die Gewährung 
von Prozeßkostenhilfe sein, die die zu erwartenden Abänderungs- 
verfahren verursachen werden? 


Wie viele Verfahren zur Abänderung früherer Unterhaltstitel ein- 
geleitet werden, läßt sich schwer schätzen. Abänderungsklagen 
werden jedoch nach der beabsichtigten Neuregelung nur unter 
sehr engen Voraussetzungen möglich sein. 

Die für diese Verfahren anfallenden Mehrausgaben an Prozeß- 
kostenhilfe lassen sich auch nicht annähernd sicher schätzen. 


18. In welchem Maße wird sich die Dauer der familiengerichtlichen 
Verfahren durch die zu erwartende stärkere Belastung der Fami- 
hengerichte und Famüiensenate nach Einschätzung der Bundes- 
regierung verlängern oder verfügt die Bundesregierung über 
Erkenntnisse darüber, daß die zu erwartenden Abänderungs- 
klagen mit der jetzt vorhandenen Zahl an Famüienrichtem in 
angemessener Zeit erledigt werden können? 


Es ist davon auszugehen, daß die Verfahren in angemessener Zeit 
erledigt werden können. 
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